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Rundschreiben

Informationen zum neuen Strahlenschutzgesetz sowie zur neuen
Strahlenschutzverordnung

Revision 3 vom 14.01.2020 (Änderungen gelb hinterlegt)

1. Zweck
Aufgrund des am 27. Juni 2017 verkündeten Strahlenschutzgesetzes (StrlSchG) sowie der in
Kürze erscheinenden, neuen Strahlenschutzverordnung (StrlSchV) treten ab 01.01.2019
zahlreiche Neuerungen hinsichtlich des Strahlenschutzes für das fliegende Personal in Kraft.

Das vorliegende Rundschreiben soll über die wesentlichen Neuerungen informieren und so
den betroffenen Unternehmen den Übergang von der alten Strahlenschutzverordnung er-
leichtern. Bedarfsorientiert wird das Rundschreiben entsprechend ergänzt.

2. Anwendungsbereich
Das vorliegende Rundschreiben richtet sich an Betreiber von Luftfahrzeugen, die in der
deutschen Luftfahrzeugrolle nach § 3 Abs. 1 des Luftverkehrsgesetzes vom 10. Mai 2007 in
der jeweils geltenden Fassung eingetragen sind sowie an Betreiber von Luftfahrzeugen, die
in einem anderen Land registriert sind, wenn der Betreiber deutscher Staatsangehöriger oder
eine juristische Person oder Personengesellschaft mit Sitz im Geltungsbereich dieses Ge-
setzes ist und fliegendes Personal einsetzt, das in einem Beschäftigungsverhältnis nach dem
deutschen Arbeitsrecht steht.

Beides gilt unter der Maßgabe, dass die effektive Dosis, die das fliegende Personal durch
kosmische Strahlung erhält, 1 Millisievert (mSv) im Kalenderjahr überschreiten kann.

3. Beschreibung der Neuerungen
3.1 Anzeigeverfahren
Gemäß § 50 StrlSchG wird zum 01.01.2019 ein neues, formelles Anzeigeverfahren einge-
führt. Der Betreiber der unter 2.) genannten Luftfahrzeuge muss dem Luftfahrt-Bundesamt
den Betrieb vier Wochen vor dessen beabsichtigter Aufnahme anzeigen, wenn die effektive
Dosis, die das fliegende Personal durch kosmische Strahlung erhält, 1 Millisievert im Kalen-
derjahr überschreiten kann.

Die Anzeige ist ebenfalls erforderlich, wenn ein der Anzeigepflicht zuvor nicht unterliegender
Betrieb eines Luftfahrzeugs derart geändert wird, dass die effektive Dosis, die das fliegende
Personal durch kosmische Strahlung erhält, 1 Millisievert im Kalenderjahr überschreiten
kann.
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3.3 Strahlenschutzverantwortliche und Strahlenschutzbeauftragte
Gemäß § 69 Abs. 1 Nr. 3 StrlSchG ist Strahlenschutzverantwortlicher, wer eine Anzeige
nach § 50 StrlSchG zu erstatten hat. Demzufolge löst der Strahlenschutzverantwortliche zu-
künftig die bisherige Person nach § 104 StrlSchV (alte Fassung) ab.

Gemäß § 50 Abs. 3 Nr. 1 StrlSchG hat der Strahlenschutzverantwortliche die notwendige
Anzahl an Strahlenschutzbeauftragten zu bestellen. Dabei wird die notwendige Anzahl im
Einvernehmen mit dem Luftfahrt-Bundesamt und unter Berücksichtigung der konkreten Er-
fordernisse im betreffenden Unternehmen festgelegt.

3.4 Fachkunde für Strahlenschutzverantwortliche bzw. Strahlenschutzbeauftragte
Gemäß § 70 Abs. 3 müssen Strahlenschutzbeauftragte die erforderliche Fachkunde im
Strahlenschutz besitzen. Sofern Strahlenschutzbeauftragte nicht notwendig sind, ist gemäß
§ 50 Abs. 3 Nr. 2 die Fachkunde des Strahlenschutzverantwortlichen nachzuweisen.

Die Fachkunde wird zuvor durch das Luftfahrt-Bundesamt festgestellt und bescheinigt. Dabei
handelt es sich um einen Verwaltungsakt, der einen Antrag voraussetzt.

Die Voraussetzungen für die Bescheinigung der Fachkunde ergeben sich aus § 74 Abs. 1
StrlSchG. Demnach wird die Fachkunde in der Regel durch eine für das jeweilige Anwen-
dungsgebiet geeignete Ausbildung, durch praktische Erfahrung und durch die erfolgreiche
Teilnahme an vom Luftfahrt-Bundesamt anerkannten Kursen erworben.

Die Details zur Eignung einer Ausbildung, zum Umfang der praktischen Erfahrung und zur
Anerkennung entsprechender Kurse sind der Anlage 1 zu diesem Rundschreiben zu ent-
nehmen.

3.5 Strahlenschutzanweisung
Gemäß § 45 Abs. 1 StrlSchV hat der Strahlenschutzverantwortliche dafür zu sorgen, dass
eine Strahlenschutzanweisung erlassen wird. Dabei kann die Strahlenschutzanweisung Be-
standteil sonstiger erforderlicher Betriebsanweisungen sein.

Bezüglich des Strahlenschutzes für fliegendes Personal bedeutet dies konkret, dass die in
der Strahlenschutzanweisung zu treffenden Festlegungen – wie bisher auch – in die übrige
Betriebsdokumentation eingebunden sein können (beispielsweise im OM-A). In diesem Fall
ist der entsprechende Abschnitt explizit als S t r a h l e n s c h u t z a n w e i s u n g zu kenn-
zeichnen.

Alternativ kann die Strahlenschutzanweisung auch als eigenständiges Dokument eingeführt
werden. Die Entscheidung hierüber obliegt dem jeweiligen Unternehmen.

In der Strahlenschutzanweisung sind die im jeweiligen Unternehmen zu beachtenden
Schutzmaßnahmen aufzuführen, insbesondere:

- Betriebliche Organisation des Strahlenschutzes
- Funktionsträger im Strahlenschutz (Strahlenschutzverantwortlicher und Strahlen-

schutzbeauftragte) sowie deren Erreichbarkeit
- Kategorisierung des fliegenden Personals (B oder A) gemäß § 71 StrlSchV
- Vorgehensweise bei der Ermittlung der Körperdosis nach § 67 StrlSchV
- Dosisgrenzwerte, ggfs. Dosisrichtwerte
- Maßnahmen zur Dosisreduzierung
- Regelungen zur Festlegung von Dosisrichtwerten nach § 72 StrlSchV
- Umgang mit schwangeren Personen
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Die oben genannte Auflistung stellt ein Mindestmaß dar und ist ggfs. entsprechend der kon-
kreten Erfordernisse im jeweiligen Unternehmen zu ergänzen.

3.6 Jährliche Unterweisung des fliegenden Personals
An die Stelle der bisherigen Unterrichtung nach § 103 Abs. 6 StrlSchV (alte Fassung) tritt
zukünftig die Unterweisung nach § 63 der neuen StrlSchV.

Diese hat erstmals vor Aufnahme der Beschäftigung und danach – wie bisher – einmal im
Jahr zu erfolgen.

Die Unterweisung hat gemäß § 63 Abs. 3 Satz 2 StrlSchV mündlich zu erfolgen. Jedoch
kann das Luftfahrt-Bundesamt aufgrund § 63 Abs. 3 Satz 3 StrlSchV die Verwendung von E-
Learning-Angeboten oder audiovisuellen Medien zulassen, wenn dabei eine Erfolgskontrolle
stattfindet und die Möglichkeit für Nachfragen gewährleistet ist.

3.7 Kategorisierung des fliegenden Personals
Gemäß § 71 Absatz 2 StrlSchV hat beim anzeigebedürftigen Betrieb eines Luftfahrzeugs der
Strahlenschutzverantwortliche dafür zu sorgen, dass die von ihm als fliegendes Personal
eingesetzten beruflich exponierten Personen vor Aufnahme ihrer Tätigkeit entweder der Ka-
tegorie A oder B zugeordnet werden. Dabei umfasst die Kategorie A im Wesentlichen Perso-
nen, die im Kalenderjahr eine Dosis von mehr als 6 Millisievert erreichen können, während
Kategorie B dementsprechend jene Personen umfasst, deren Dosis unterhalb 6 Millisievert
liegt.

Die Zuordnung ist anzupassen, wenn abzusehen ist, dass eine Person, die in die Kategorie
B eingestuft wurde, die Werte für eine Einstufung in Kategorie A erreicht.

3.8 Dosisrichtwerte
Gemäß § 72 StrlSchV hat der Strahlenschutzverantwortliche innerhalb von sechs Monaten
nach Aufnahme der Tätigkeit dafür zu sorgen, dass geprüft wird, ob die Festlegung von Do-
sisrichtwerten für beruflich strahlenexponierte Personen ein geeignetes Instrument zur Opti-
mierung des Strahlenschutzes ist.

Hier sei ausdrücklich darauf hingewiesen, dass § 72 nicht die unmittelbare Einführung von
Dosisrichtwerten vorschreibt, sondern lediglich die Prüfung dessen.

3.9 Jährliche Mitteilung der beruflichen Exposition
Gemäß § 64 Absatz 3 Satz 2 StrlSchV hat der Strahlenschutzverantwortliche dafür zu sor-
gen, dass dem fliegenden Personal die erhaltene berufliche Exposition einmal im Kalender-
jahr sowie nach dessen letztmaligem Einsatz (d.h. beim Ausscheiden aus dem Unterneh-
men) schriftlich mitgeteilt wird.

3.10 Bundesweit einheitliche, persönliche Kennnummer
Aufgrund § 170 Abs. 3 StrlSchG i.V.m. § 173 StrlSchV vergibt das Strahlenschutzregister
zukünftig persönliche Kennnummern (nachfolgend: SSR-Nummern), welche aus den jeweili-
gen Sozialversicherungsnummern generiert werden. Für ausländische Staatsbürger sind
entsprechende Regelungen vorgesehen. Die SSR-Nummern sind auf elektronischem Wege
direkt beim Strahlenschutzregister zu beantragen. Das Strahlenschutzregister hat hierzu be-
reits umfangreiche Informationen herausgegeben, welche sich unter www.bfs.de/ssr abrufen
lassen.
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Da das seitens des Strahlenschutzregisters erforderliche Verfahren aus gesetzlichen Grün-
den erst ab dem 31.12.2018 zur Verfügung steht, wird das Luftfahrt-Bundesamt noch bis
zum 30. Juni 2019 Dosismeldungen akzeptieren, die ohne die neue SSR-Nummer abgege-
ben werden. Dies geschieht analog zu den für den Vollzug des übrigen Strahlenschutzrech-
tes zuständigen Landesbehörden.

Es ist jedoch auf jeden Fall anzustreben, die Beantragung der SSR-Nummern für die ge-
genwärtig in Überwachung stehenden Beschäftigten spätestens bis zum 31.03.2019 vorzu-
nehmen, um unnötige Komplikationen zu vermeiden.

3.11 Betriebsnummer nach § 18 iSGB IV
Gemäß § 170 Abs. 3 Nr. 4 wird in das Strahlenschutzregister auch die Betriebsnummer des
Beschäftigungsbetriebes eingetragen. Bei dieser Betriebsnummer handelt es sich um die
Betriebsnummer nach § 18 i SGB IV, welche im Rahmen der Dosismeldungen vom Luftfahrt-
Bundesamt an das Strahlenschutzregister zu melden ist.

Daher ist es erforderlich, dass Unternehmen, die einen gemäß § 50 StrlSchG anzeigebedürf-
tigen Flugbetrieb durchführen, ihre Betriebsnummer nach SGB VI einmalig dem Luftfahrt-
Bundesamt mitteilen.

3.12 Zukünftige Verfahren der Dosis- und Personenmeldungen
Unbeschadet der Neuerungen werden die Dosismeldungen auch zukünftig gegenüber dem
Luftfahrt-Bundesamt abgegeben, welches diese dann an das Strahlenschutzregister weiter-
leitet.

Das Verfahren bleibt grundsätzlich unverändert, jedoch ändern sich die Formatvorgaben
geringfügig. Über die Details wird zeitnah gesondert informiert.

Die aus der Vergangenheit bekannten Personenmeldungen an das Luftfahrt-Bundesamt sind
weiterhin abzugeben, allerdings werden nicht wie bisher Personenkennzeichen zurückge-
meldet. Vielmehr sind zukünftig die zuvor vom Strahlenschutzregister erhaltenen SSR-
Nummern mit anzugeben.

Diese Vorgehensweise ist erforderlich, da das Luftfahrt-Bundesamt zukünftig im Rahmen der
Dosismeldungen nicht mehr alle erforderlichen Personendaten erhält, die zur Meldung an
das Strahlenschutzregister benötigt werden.

Des Weiteren wird es für den Übergang von den alten Personenkennzeichen zu den neuen
SSR-Nummern erforderlich sein, dass dem Luftfahrt-Bundesamt im Rahmen von Personen-
meldungen die (alten) Personenkennzeichen und die zu den jeweiligen Personen zugehöri-
gen SSR-Nummern mitgeteilt werden. Details hierzu werden zeitnah bekannt gegeben.

4. Übergangsfristen
Gemäß § 209 StrlSchG dürfen Tätigkeiten im Sinne des § 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 11, die
vor dem 31. Dezember 2018 aufgenommen wurden und nach diesem Gesetz eine Anzeige
nach § 50 erfordern, fortgesetzt werden, wenn die Anzeige bis zum 31. Dezember 2020 vor-
genommen wurde.

Dies bedeutet, dass Betreiber von Luftfahrzeugen, die bereits vor dem 31.12.2018 zur Do-
sisermittlung und –meldung verpflichtet waren, die neuen Vorgaben aus § 50 StrlSchG spä-
testes bis zum 31.12.2020 nachweisen müssen und bis dahin ihren Betrieb fortführen dürfen.

Die Betriebsnummer nach § 18 i SGB IV teilen Sie dem Luftfahrt-Bundesamt bitte mit bis
30.04.2019 per E-Mail oder Briefpost an die unter Punkt 6.) genannten Kontaktdaten
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5. Kontakt für Rückfragen
Luftfahrt-Bundesamt

Referat T3
Herrn Dominic Weiler
38144 Braunschweig

Dominic.weiler@lba.de

Revisionsverzeichnis:
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2 Einführung neuer Punkt 3.5

Einführung neuer Punkt 3.8

Einführung neuer Punkt 3.9

Redaktionelle Änderungen

Strahlenschutzanweisung

Dosisrichtwerte

Jährliche Mitteilung der beruflichen
Exposition

3 Korrektur der Rechtsbezüge unter
den Punkten 3.5 und 3.10
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Anlage 1
Fachkundeanforderungen für den anzeigebedürftigen Betrieb von Luftfahrzeu-
gen nach § 50 StrlSchG

1. Zweck
Diese Anlage regelt auf Grundlage des § 47 StrlSchV die Anforderungen für den Erwerb der
erforderlichen Fachkunde der Strahlenschutzbeauftragten beziehungsweise der Strahlen-
schutzverantwortlichen im Zusammenhang mit dem anzeigebedürftigen Betrieb von Luftfahr-
zeugen nach § 50 StrlSchG.

Neben der Eignung einer Ausbildung und dem Umfang der praktischen Erfahrung zum Er-
werb dieser Fachkunde, sind der Anlage auch Anforderungen gemäß § 51 StrlSchV zur An-
erkennung entsprechender Kurse zu entnehmen.

2. Anwendungsbereich
Die Anforderungen dieser Anlage betreffen Personen, die als Strahlenschutzbeauftragte im
Zusammenhang mit dem anzeigebedürftigen Betrieb von Luftfahrzeugen nach § 50 StrlSchG
tätig werden sollen; des Weiteren auch den jeweiligen Strahlenschutzverantwortlichen, so-
weit Strahlenschutzbeauftragte nicht erforderlich sein sollten.

Zusätzlich gibt diese Anlage auf Grundlage von § 51 StrlSchV die Mindestanforderungen vor,
welche durch Kursanbieter nachzuweisen sind, die eine Anerkennung ihrer Kurse zum Er-
werb der o.g. Fachkunde anstreben.

3. Anforderungen zum Erwerb der Fachkunde
3.1 Allgemein
Gemäß § 47 StrlSchV wird der Erwerb der erforderlichen Fachkunde im Strahlenschutz von
der zuständigen Behörde (hier: Das Luftfahrt-Bundesamt) geprüft und bescheinigt.

Hierzu sind in der Regel Unterlagen vorzulegen über:

1. Nachweise über eine für das jeweilige Anwendungsgebiet geeignete Ausbildung
2. Nachweise über die praktische Erfahrung
3. Nachweise über die erfolgreiche Teilnahme an anerkannten Kursen.

Dabei darf die Kursteilnahme nicht länger als fünf Jahre zurückliegen.

3.2 Nachweise über eine für das jeweilige Anwendungsgebiet geeignete Ausbildung
Im Rahmen des behördlichen Ermessens wird eine spezifische Ausbildung für die Beschei-
nigung der o.g. Fachkunde nicht vorausgesetzt, da die erfolgreiche Teilnahme an anerkann-
ten Kursen als ausreichend angesehen wird.

3.3 Nachweise über die praktische Erfahrung
Im Rahmend es behördlichen Ermessens wird praktische Erfahrung zum Erwerb der Fach-
kunde für deren Bescheinigung ebenfalls nicht vorausgesetzt. Es wird davon ausgegangen,
dass die erfolgreiche Teilnahme an anerkannten Kursen eine ausreichende Grundbefähi-



Luftfahrt-Bundesamt

06.12.2019
7

gung vermittelt, um als Strahlenschutzbeauftragter bzw. Strahlenschutzverantwortlicher tätig
werden zu können.
3.4 Bescheinigung der Fachkunde
Die Fachkunde wird durch das Luftfahrt-Bundesamt auf Antrag bescheinigt, wenn die oben
genannten Voraussetzungen nachgewiesen werden (vgl. Punkt 3.1).

3.5 Aktualisierung der Fachkunde
Die Fachkunde ist jeweils im Abstand von fünf Jahren durch Teilnahme an anerkannten Kur-
sen zu aktualisieren. Diese Kurse werden gegenüber den Kursen für die erstmalige Erlan-
gung der Fachkunde im Umfang reduziert sein. Einzelheiten werden noch bekannt gegeben.

4. Mindestdauer und –inhalte von Kursen zum Erwerb der Fachkunde
4.1 Mindestdauer
Die Mindestdauer beträgt 12 Unterrichtseinheiten zu je 45 Minuten.

4.2 Kursinhalte
Die Themenfelder beziehungsweise Kompetenzen, die den Kursteilnehmern mindestens zu
vermitteln sind, können der Tabelle 1 am Ende dieser Anlage entnommen werden.

5. Anerkennung von Kursen zum Erwerb der Fachkunde
Kurse zum Erwerb der oben beschriebenen Fachkunde werden auf Antrag des jeweiligen
Kursanbieters (Antragsteller) anerkannt. Dazu erstellt der Antragsteller ein Kurskonzept, wel-
ches die Inhalte der Tabelle 1 abdeckt und zeitliche Ansätze für die Vermittlung der geforder-
ten Kenntnisse vorsieht. Neben diesem Konzept legt der Antragsteller folgende Unterlagen
zur Anerkennung des Kurses vor:

 Beschreibung der Kursstätte
 Nennung des vorgesehenen Lehrpersonals sowie dessen beruflicher Hintergrund

Bei Fernkursen sind – soweit zutreffend – die Vorgaben der Richtlinie über die im Strahlen-
schutz erforderliche Fachkunde (Fachkunderichtlinie Technik) nachzuweisen. Einzelheiten
werden im Einvernehmen mit dem Luftfahrt-Bundesamt festgelegt.
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Tabelle 1: Themenfelder / Kompetenzen für Kurse zum Erwerb der Fachkunde

1. Naturwissenschaftliche
Grundlagen

Strahlenphysikalische Grundlagen; strahlenbiologische
Grundlagen
Strahlenrisiko

Dosisbegriffe und –einheiten

Strahlenexposition des Menschen (natürliche und zivilisatori-
sche Exposition)

Kosmische Strahlung und Einflussfaktoren

2. Rechtliche Grundlagen Aufbau der rechtlichen Rahmenbedingungen:

 Richtlinie 2013/59/EURATOM
 Strahlenschutzgesetz und Atomgesetz (§§ 17, 19 AtG)
 Strahlenschutzverordnung
 Richtlinien

Festlegungen der zuständigen Behörde
Internationale Empfehlungen (z.B. ICRP, IAEO,…)

Sonstige Vorschriften und Regeln (Normen, Betriebsan-
weisungen, BG-Vorschriften)

3. Strahlenschutz des
fliegenden Personals

System des Strahlenschutzes in StrlSchG und StrlSchV:

 Geplante, bestehende und Notfallexpositionssituatio-
nen

 Protagonisten und Zuständigkeiten:
BfS (§ 185 Abs. 5 StrlSchG), LBA (§ 189 StrlSchG);
Aufsicht siehe Teil 6

Strahlenschutzgrundsätze (§§ 6 – 9 StrlSchG)

Anzeigeverfahren und Besonderheiten (§§ 50, 51 StrlSchG;
Übergangsvorschrift § 209 StrlSchG)

Betriebliche Organisation d. Strahlenschutzes:

 Rechtliche Stellung SSV und SSB (§§ 69 – 72
StrlSchG)

 Fachkundeanforderungen und Aktualisierung (§§ 47,
48 StrlSchV)

 Strahlenschutzanweisung (§ 45 StrlSchV)
 Bereithalten von StrlSchG und StrlSchV (§ 46

StrlSchV)
 Unterweisung (§ 63 StrlSchV)
 Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten

Überwachung von fliegenden Personal:

 Grenzwerte für beruflich strahlenexponierte Personen
(§ 78 StrlSchG)

 Ermittlung der Körperdosis (§§ 64, 67 StrlSchV; Über-
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gangsvorschrift § 197 StrlSchV) und Besonderheiten
in der Luftfahrt (Rechenprogramme)

 Schutz von Schwangeren und Stillenden (§ 69
StrlSchV)

 Kategorien beruflich exponierter Personen (§ 71 Abs.
2 StrlSchV)

 Dosisrichtwerte (§ 72 StrlSchV) und Maßnahmen zur
Dosisreduzierung / Aufstellen von Arbeitsplänen (§ 75
Abs. 3 StrlSchV)

 Ärztliche Überwachung (§§ 77-81 StrlSchV)
 Strahlenschutzregister (§§ 170, 173 StrlSchV)

Ordnungswidrigkeiten


